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Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 24„ Februar 4980

für Recht erkannt:

Die Sprungrevision der Beklagten gegen das Urteil des
Sozialgerichts München vom 46. Oktober 1979 wird zu—
rückgewiesen.

Die Beklagte hat dem Kläger auch die außergerichtlichen
Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten.
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Die Beteiligten streiten darüber, ob der Kläger berechtigt

ist, die freiwillige Mitgliedschaft in der knappschaftlichen

Krankenversicherung fortzusetzen.

Der Kläger, der seit 1949 wegen des Bezuges des Knappschafts-

ruhegeldes der knappschaftlichen Krankenversicherung der

Rentner angehört, setzte daneben die vorher bestehende Mit-

gliedschaft in der knappsohaftlichen Krankenversicherung

freiwillig fort. Nachdem die Beklagte den Beitrag für die

freiwillige Versicherung für die Zeit vom 1. Januar 1977

an von 254,10 DM auf 508,60 DM erhöht hatte, kündigte der

Kläger die freiwillige Mitgliedschaft mit dem am 5. Januar
1977 eingegangenen Schreiben vom 2. Januar 1977. Die Be-

klagte bestätigte die Beendigung der freiwilligen Mit—
gliedschaft mit Wirkung vom 5. Januar 1977.

Die Beklagte lehnte den am 25. Juli 1977 eingegangenen An—

trag des Klägers vom 22. Juli 1977, ihn wieder als frei—

williges Mitglied der knappschaftlichen Krankenversicherung

aufzunehmen, mit Bescheid vom 2. August 1977 ab, weil der

Kläger nicht versicherungsberechtigt sei. Der Widerspruch

des Klägers hatte keinen Erfolg.

Das Sozialgericht (SG) hat die Beklagte mit Urteil vom
16. Oktober 1979 unter Aufhebung ihrer Bescheide- ver-
pflichtet, den Kläger mit Wirkung vom 25. Juli 1977 als

freiwilliges Mitglied in der knappschaftlichen Kranken-

versicherung der Arbeiter und Angestellten wieder aufzu—

nehmen. Zur Begründung hat es im wesentlichen ausgeführt,

die Beklagte habe die Beiträge zur freiwilligen Kranken-

versicherung für diejenigen Versicherten, die gleichzei—
tig der knappschaftlichen Krankenversicherung der Rentner

angehörten, jahrelang zu hoch festgesetzt. Dadurch habe
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sie wesentlich zur Kündigung der freiwilligen Versicherung

durch den Kläger beigetragen. Das Gesetz sehe zwar einen

Wiedereintritt in die beendete freiwillige Krankenversicherung

nicht vor. Die Beklagte räume aber denjenigen, die nach der

Verkündung des Urteils des Bundessozialgerichts (BSG) vom
30. März 4977 (SozR 2600 5 420 Nr 4) die freiwillige Kran—

kenversicherung beendet hätten, den Wiedereintritt ein. Der

Gleichheitsgrundsatz des Art 5 Abs 1 des Grundgesetzes (GG)

erfordere es, das gleiche Recht denjenigen einzuräumen, die

kurz vorher die freiwillige Versicherung beendet haben. Der

Anspruch des Klägers auf Fortsetzung der frewilligen Kran-

kenversicherung ergebe sich auch aus der entsprechenden An—

wendung der Regeln des Folgenbeseitigungsanspruchs, aus

den der Beklagten obliegenden Nebenpflichten im Zusammen—

hang mit dem Vorliegen eines langjährigen Versicherungsver—
hältnisses und aus dem Grundsatz von Treu und Glauben nach

5 242 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB).

Die Beklagte hat dieses Urteil im Einverständnis mit dem
Kläger mit der Sprungrevision angefochten, die das SG zuge—
lassen hat. Sie ist der Ansicht, die Differenzierung

zwischen denjenigen, die vor oder nach Bekanntwerden des

Urteils des BSG vom 50. März 1977 die freiwillige Kranken-

versicherung beendet haben, sei nicht sachfremd und ver—
stoße daher nicht gegen den Gleichheitsgrundsatz. Eine

Beratungs- und Hinweispflicht der Beklagten auf die Auswir—

kungen dieses Urteils habe vor seinem Bekanntwerden nicht

bestanden. Es bestehe auch keine sonstige Rechtsgrundlage für
einen Anspruch des Klägers auf Fortsetzung der freiwilligen

Krankenversicherung.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts aufzuheben und die

Klage abzuweisen.

Der Kläger beantragt,

die Revision der Beklagten zurückzuweisen.
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Er hält das angefochtene Urteil im Ergebnis und in der

Begründung für richtig und ist der Ansicht, die Revision

der Beklagten sei unbegründet.

Die Beteiligten haben sich übereinstimmend mit einer Ent—

scheidung ohne mündliche Verhandlung einVerstanden er—
klärt.

II

Die zulässige Sprungrevision der Beklagten hat keinen

Erfolg. Das SG hat im Ergebnis mit Recht entschieden, daß

der Kläger zur Fortsetzung der freiwilligen knappschaft—

lichen Krankenversicherung berechtigt ist.

In dem zur‘Veröffentlichunglaestimmten Urteil vom heu—

tigen Tage (24. Februar 1980) in der Sache 5 RKn 19/78 hat

der erkennende Senat bei im wesentlichen gleicher Sach— und

Rechtslage einen sozialrechtlichen Herstellungsanspruch

anerkannt. Die Beklagte habe aufgrund des anhängigen Ver—

fahrens, das zum Berufungsurteil vom 3. März 1976 und

schließlich zum Urteil des erkennenden Senats vom 50. März

1977 (SozR 2600 5 420 Nr 1) wissen müssen, daß die durch

Satzung festgesetzte Beitragshöhe Gegenstand eines Rechts—
streits sei. Sie sei daher verpflichtet gewesen, die be—

troffenen Versicherten über diese ungeklärte Rechtslage zu
unterrichten, weil die Versicherten nur bei einer ent—

sprechenden Information in der Lage gewesen seien, in

Kenntnis aller Zusammenhänge eine freie selbstverantwortliche
Entscheidung über die Beendigung oder Fortsetzung der frei—

willigen knappschaftlichen Krankenversicherung zu treffen.

Soweit die Beklagte durch rechtswidriges Verhalten die
Versicherten veranlaßt habe, den Austritt aus der freiwillig

fortgesetzten knappschaftlichen Krankenversicherung zu erklären,

müsse sie den Zustand wieder herstellen, der ohne ihre Pflicht—

widrigkeit bestehen würde. Auf die weitere Begründung der

genannten Parallelentscheidung des erkennenden Senats wird
verwiesen.
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Die Beklagte hat auch dem Kläger dieses Verfahrens, wie vom
SG bindend festgestellt werden ist — durch die in ihrer

Satzung objektiv rechtswidrig festgelegte Beitragshöhe der
freiwillig fortgesetzten knappschaftlichen Krankenversicherung

veranlaßt, in Unkenntnis dieser Rechtswidrigkeit seine Aus—
trittserklärung vom 2. Januar 1977 abzugeben. Da sie es unter—

lassen hat, den Kläger auf die ungeklärte Rechtslage über die
Beitragshöhe hinzuweisen, hat sie den Zustand herzustellen,

der bestehen würde, wenn sie den Kläger pflichtgemäß auf die

ungeklärte Rechtslage hingewiesen hätte. Der Kläger hätte

— wie jeder verständige Versicherte — in sachgemäßer Wahrung
seiner Interessen die Entscheidung über den Austritt aus der

freiwilligen knappschaftlichen Krankenversicherung bis zur
endgültigen rechtlichen Klärung zurückgestellt und schließ-

lich die Austrittserklärung nicht abgegeben.

Der erkennende Senat hat die danach unbegründete Sprung—

revision der Beklagten zurückgewiesen.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 des Sozialgerichts—

gesetzes.
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